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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Schleswig-Holstein
Sozialgericht Schleswig-Holsteinisches

Landessozialgericht
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 9
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Anschlussberufung, Ausland,

Behördenbezeichnung,
Beteiligtenfähigkeit, Einrichtung,
Feststellungsklage, gewöhnlicher
Aufenthalt, Inland, Kostenerstattung,
Leistungsklage, Sozialhilfe, tatsächlicher
Aufenthaltsort, Zuständigkeit

Leitsätze Wird eine leistungsberechtigte Person, die
sich zuletzt im Ausland aufgehalten hat,
in einer stationären Einrichtung
aufgenommen, hat der vorläufig leistende
Sozialhilfeträger gegen den deutschen
Sozialhilfeträger, in dessen Bereich die
leistungsberechtigte Person ihren
gewöhnlichen Aufenthalt in den zwei
Monaten vor der Aufnahme zuletzt gehabt
hat, auch dann einen
Erstattungsanspruch, wenn die
leistungsberechtigte Person
zwischenzeitlich im Ausland einen
gewöhnlichen Aufenthalt begründet
haben sollte.

Normenkette SGB XII § 106 Abs. 1 Satz 1, SGB XII § 106
Abs. 1 Satz 2, SGB XII § 13 Abs. 2, SGB XII
§ 98 Abs. 1 Satz 1, SGB XII § 98 Abs. 2
Satz 1, SGB XII § 98 Abs. 2 Satz 3, SGG §
99 Abs. 1, SGG § 99 Abs. 3 Nr. 2, ZPO §
524
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Datum 11.08.2021

3. Instanz

Datum -

Das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom 14. Dezember 2017 wird aufgehoben.

Die Beklagte wird verurteilt, an den KlÃ¤ger 156.866,65 EUR zu zahlen.

Es wird festgestellt, dass die Verpflichtung des Beklagten zur Ã�bernahme der
tatsÃ¤chlich entstehenden ungedeckten Kosten der vollstationÃ¤ren Unterbringung
der Frau I____ R_____ im Therapiezentrum R______ Ã¼ber den 31. August 2021
hinaus bis zur Beendigung der dortigen Unterbringung fortbesteht.

Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Rechtsstreits einschlieÃ�lich der notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Beigeladenen.

Die Revision wird zugelassen.

Der Streitwert wird fÃ¼r das Berufungsverfahren auf 156.866,65 EUR festgesetzt.

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt Kostenerstattung fÃ¼r einen Hilfefall.

Die Beteiligten streiten um die Leistungspflicht als SozialhilfetrÃ¤ger fÃ¼r den
Leistungsfall der 1963 geborenen I____ R_____ (im Folgenden: R.)

Die HilfeempfÃ¤ngerin lebte bis 28. MÃ¤rz 2003 im Stadtgebiet der Beklagten im
A_____________ ___ in H______. Sie flog am 28. MÃ¤rz 2003 nach Mexiko mit einer
zunÃ¤chst auf ein halbes Jahr befristeten Aufenthaltserlaubnis. Am 7. Mai 2003 erlitt
die HilfeempfÃ¤ngerin dort einen Ohnmachtsanfall. Am 19. Mai 2003 wurde sie
nach Deutschland zurÃ¼cktransportiert und im UniversitÃ¤tsklinikum Schleswig-
Holstein (UKSH) in K___ aufgenommen. Die KlÃ¤gerin befand sich im Wachkoma. Im
Anschluss wechselte sie am 22. Juli 2003 in das neurologische Zentrum ___ S_______
der S_________ Kliniken GmbH bis zur Aufnahme im Therapiezentrum K_______ in
R______ am 8. Januar 2004. 

Die Mutter der R. stellte als deren Betreuerin bei der KlÃ¤gerin am 8. Januar 2004
einen Antrag zur GewÃ¤hrung von Sozialhilfe (Hilfe zur Pflege im Heim). Die Eltern
der R. hatten laut eines Vermerks des Amtes fÃ¼r Soziales des KlÃ¤gers
angegeben, dass R. mit der Absicht nach Mexiko geflogen sei, dort nach Ablauf der
fÃ¼r ein halbes Jahr geltenden Aufenthaltserlaubnis auf Dauer zu bleiben. Ihre bis
dahin unterhaltene Mietwohnung habe sie vor ihrer Abreise gekÃ¼ndigt und
aufgelÃ¶st, vorhandenes Inventar und ihren Pkw habe sie vor ihrer Abreise
verÃ¤uÃ�ert. Auch im Rahmen der Angaben im schriftlichen Antragsformular vom 8.
Januar 2004 gab die Mutter der R. an, dass diese ihr ArbeitsverhÃ¤ltnis gekÃ¼ndigt
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habe, um den Auslandsaufenthalt in Mexiko anzutreten.

Â 

Seit dem 1. Februar 2004 bezieht die R. eine Rente wegen voller
Erwerbsminderung. 

Mit Schreiben vom 12. Januar 2004 wandte sich der KlÃ¤ger an den Beigeladenen
unter Hinweis darauf, dass ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt nicht vorhanden sei und
insofern die ZustÃ¤ndigkeit nach Â§ 100 Bundessozialhilfegesetz (BSHG) Â§ 6a
AusfÃ¼hrungsgesetz zum Bundessozialhilfegesetz (AGBSHG) vorliege.

Mit Schreiben vom 20. Januar 2004 sowie 18. Februar 2004 verneinte der
Beigeladene die eigene ZustÃ¤ndigkeit mit der BegrÃ¼ndung, dass im Ausland kein
gewÃ¶hnlicher Aufenthalt begrÃ¼ndet werden kÃ¶nne und der letzte gewÃ¶hnliche
Aufenthalt in H______ gewesen sei. Er verwies auf Â§ 97 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 BSHG.
Es sei zeitlich bis zum Stichtag 19. Mai 2003 zurÃ¼ckzugehen. Ein ggf. im Ausland
begrÃ¼ndeter gewÃ¶hnlicher Aufenthalt sei unbeachtlich. Es ergebe sich aus der
Natur der Sache, dass nur ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt im Inland gemeint sein
kÃ¶nne. Wolle man hingegen den Einwand des KlÃ¤gers gelten lassen, liefe die
Regelung des Â§ 97 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 BSHG stets ins Leere. Daran Ã¤ndere auch
nichts, dass fÃ¼r die Klinikaufenthalte mÃ¶glicherweise ein anderer
SozialleistungstrÃ¤ger leistungspflichtig gewesen sei. 

Mit Schreiben vom 4. MÃ¤rz 2004 Ã¼bersandte der KlÃ¤ger der Beklagten den
Antrag der R. zur Bearbeitung aufgrund deren ZustÃ¤ndigkeit. Zum Zeitpunkt der
RÃ¼ckkehr aus Mexiko sei die R. ohne gewÃ¶hnlichen Aufenthalt gewesen, so dass
es auf den Zeitraum vor ihrem Auslandaufenthalt ankomme. 

Die Beklagte lehnte ebenfalls eine Ã�bernahme des Leistungsfalles ab. Sie
begrÃ¼ndete dies im Wesentlichen damit, dass die HilfeempfÃ¤ngerin den
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt zum 28. MÃ¤rz 2003 aufgegeben habe und in Mexiko
einen neuen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt begrÃ¼ndet habe.

Mit Bescheid vom 13. April 2004 gewÃ¤hrte der KlÃ¤ger der R. vorlÃ¤ufige
Leistungen durch Ã�bernahme der ungedeckten Heimkosten gemÃ¤Ã� Â§Â§ 68,100
BSHG und eines Betrages zur persÃ¶nlichen VerfÃ¼gung gemÃ¤Ã� Â§ 21 Abs. 3
BSHG unter BerÃ¼cksichtigung des einzusetzenden Einkommens
(Erwerbsminderungsrente) ab dem 8. Januar 2004. 

Â Mit Schreiben vom 26. Februar 2014 machte der KlÃ¤ger die von ihm der R.
erbrachten Leistungen gegenÃ¼ber der Beklagten geltend, die ihre
Erstattungspflicht mit Schreiben vom 15. April 2014 endgÃ¼ltig ablehnte. Zur
BegrÃ¼ndung hatte der KlÃ¤ger auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts Saarlouis
vom 17. Mai 2001 

(Az.: 4 K 370/98) Bezug genommen. 
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Der KlÃ¤ger hat am 26. Februar 2015 Klage vor dem Sozialgericht Schleswig
erhoben und sie damit begrÃ¼ndet, dass der letzte gewÃ¶hnliche Aufenthalt der R.
im Rechtssinne im Stadtgebiet der Beklagten gelegen habe, bevor der
HilfeempfÃ¤ngerin Hilfe zur Pflege zu gewÃ¤hren gewesen sei. Bei den Aufenthalten
im neurologischen Therapiezentrum und UKSH habe im Rechtssinne kein
gewÃ¶hnlicher Aufenthalt begrÃ¼ndet werden kÃ¶nnen. Die Wechsel seien jeweils
AnstaltsÃ¼bertritte im Sinne von Â§ 97 Abs. 2 Satz 2 BSHG gewesen. Selbst wenn
die R. in Mexiko einen neuen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt begrÃ¼ndet gehabt habe,
komme es hierauf nach 

Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch (SGB XII) nicht an. Zweck
dieser Regelung sei die unmittelbare Entlastung der TrÃ¤ger am Einrichtungsort. So
fÃ¼hre das Sozialgericht Karlsruhe aus, die so geregelte SonderzustÃ¤ndigkeit solle
LeistungstrÃ¤ger, die ein gutes und breites Angebot zur Versorgung
hilfebedÃ¼rftiger Menschen vorhalten, vor ungerechtfertigten Kosten schÃ¼tzen
(vgl. nun Deckers in: Grube/Warendorf, SGB XII, 7. Aufl. 2020, Â§ 98 Rn. 19 mit
Hinweis auf Josef/Wenzel, NDV 2007,87). Andererseits sei zu beachten, dass nach 
Â§ 98 Abs. 1 SGB XII fÃ¼r das AuÃ�enverhÃ¤ltnis weiterhin vorrangig an das
Aufenthaltsprinzip angeknÃ¼pft werde, damit der Hilfesuchende schnelle und
effektive Hilfe in einer gegenwÃ¤rtigen Lage erhalte und nicht durch den Hinweis
auf andere ZustÃ¤ndigkeiten vertrÃ¶stet werden kÃ¶nne (SG Karlsruhe, Urteil vom
24. Juli 2014 â�� 

S 4 SO 1672/13 -, zitiert nach juris). Vor diesem Hintergrund kÃ¶nne einer
Leistungspflicht nach Â§ 98 SGB XII nicht ein Aufenthalt im Ausland und die hieraus
ggf. folgende ZustÃ¤ndigkeit eines TrÃ¤gers im Ausland entgegengehalten werden.
Vielmehr solle ein gerechter Leistungsausgleich zwischen KostentrÃ¤gern im Inland
geschaffen werden. Abgesehen von der Frage, nach welchen Kriterien ein
gewÃ¶hnlicher Aufenthalt im Ausland begrÃ¼ndet werden kÃ¶nne, kÃ¶nne dies
fÃ¼r die Beurteilung der ZustÃ¤ndigkeit gemÃ¤Ã� 98 Abs. 2 SGB XII nicht
maÃ�geblich sein. Die von der Beklagten geltend gemachte ergÃ¤nzende
Auslegung des Â§ 106 Abs. 1 Satz 2 SGB XII dahingehend, dass diese auch bei
einem gewÃ¶hnlichen Aufenthalt auÃ�erhalb Deutschlands gelte, sei zumindest
dann nicht erforderlich und damit auch rechtlich nicht mÃ¶glich, wenn, wie in dem
vorliegenden Fall, ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt innerhalb der letzten 2 Monate
vorhanden gewesen sei. Insoweit gehe die eindeutige gesetzliche Regelung vor.
Hinsichtlich der Ausschlussfrist nach 

Â§ 111 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) habe aufgrund des Schreibens vom
26. Februar 2014 zumindest fÃ¼r den ein Jahr zurÃ¼ckliegenden Leistungszeitraum
und die Folgemonate Erstattung beansprucht werden kÃ¶nnen. Auch die
Feststellungsklage sei zulÃ¤ssig. Die Verpflichtung zur Kostenerstattung sei eine auf
konkreten Tatsachen beruhendes RechtsverhÃ¤ltnis. Das Feststellungsinteresse
beruhe auf dem Umstand, dass die HilfegewÃ¤hrung im Zeitpunkt der
Klageerhebung nicht abgeschlossen sei.

Der KlÃ¤ger hat beantragt, 
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1. die Beklagte zu verurteilen, ihm die Kosten fÃ¼r die Unterbringung der
HilfeempfÃ¤ngerin I____ R_____ im Therapiezentrum R______ fÃ¼r die Zeit
vom 1. Februar 2013 bis zur Klageerhebung in HÃ¶he von 

42.257,47 EUR nebst Zinsen in HÃ¶he von 5 Prozentpunkten Ã¼ber dem jeweiligen
Basiszinssatz seit RechtshÃ¤ngigkeit zu erstatten.

Â 

2. festzustellen, dass die Pflicht der Beklagten zur Ã�bernahme der
tatsÃ¤chlich entstehenden Kosten der vollstationÃ¤ren Unterbringung im
Therapiezentrum R______ bei FortfÃ¼hrung der MaÃ�nahme fortbesteht.

hilfsweise,

den Beigeladenen zu verurteilen, dem KlÃ¤ger die Kosten fÃ¼r die Unterbringung
der HilfeempfÃ¤ngerin I____ R_____ im Therapiezentrum R______ fÃ¼r die Zeit vom
1. Februar 2013 bis zum 31. Dezember 2017 in HÃ¶he von 90.589,07 EUR zu
erstatten.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte hat fÃ¼r ihre Auffassung angefÃ¼hrt, dass in den FÃ¤llen, in denen
ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt im Inland nicht vorhanden sei, der TrÃ¤ger der
Sozialhilfe des tatsÃ¤chlichen Aufenthalts zustÃ¤ndig sei und einen
Kostenerstattungsanspruch nach Â§ 103 BSHG bzw. 106 SGB XII habe. Die
ZustÃ¤ndigkeit zum Zeitpunkt der Aufnahme am 19. Mai 2003 bestimme sich nach
Â§ 97 Abs. 2 BSHG. Anders als im Â§ 98 Abs. 2 SGB XII sei darin nicht eindeutig
festgelegt, wer zustÃ¤ndig sei, wenn ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt in FÃ¤llen des
Abs. 2 nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln sei. Diese sei erst durch die
Regelung des Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 SGB XII eingefÃ¼gt worden, nachdem dies in der
Praxis bereits so gehandhabt worden sei. Die ZustÃ¤ndigkeitsbestimmung nach Â§
97 Abs. 2 BSHG sei immer dann vorzunehmen, wenn ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt
vor der Aufnahme in die stationÃ¤re Einrichtung auÃ�erhalb Deutschlands liege.
Der Schutz des SozialhilfetrÃ¤gers am Einrichtungsort sei in diesen FÃ¤llen Ã¼ber 
Â§ 106 Abs. 1 Satz 2 SGB XII geregelt. Ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt im Ausland
fÃ¼hre daher im Ergebnis dazu, dass sich die vorlÃ¤ufige ZustÃ¤ndigkeit nach Â§
98 Abs. 2 Satz 3 Alternative 2 SGB XII und die endgÃ¼ltige nach Â§ 98 Abs. 1 SGB
XII bestimme. Der Schutz des SozialhilfetrÃ¤gers am Einrichtungsort ergebe sich
fÃ¼r diese FÃ¤lle aus 106 Abs. 1 Satz 2 SGB XII. 

Am 5. August 2015 hat das Sozialgericht das Land Schleswig-Holstein, vertreten
durch das Ministerium fÃ¼r Soziales, Gesundheit, Familie und Gleichstellung zum
Verfahren beigeladen. Der Beigeladene hat vorgetragen, dass es nach dem Gesetz
zur AusfÃ¼hrung des ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch (AG-SGB XII SH) Fristen
gebe, bis zu denen Nachfinanzierungsfragen angemeldet sein mÃ¼ssten.
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Das Sozialgericht Schleswig hat mit Urteil vom 14. Dezember 2017 den
Beigeladenen zur Zahlung einer Erstattungssumme in HÃ¶he von 90.589,07 EUR
verurteilt und die Klage im Ã�brigen abgewiesen.

Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, der Anspruch des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber
dem Beigeladenen beruhe auf Â§ 106 Abs. 1 Satz 2 SGB XII. In den FÃ¤llen, in
denen ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt vor Aufnahme in eine Einrichtung nicht
vorhanden oder nicht zu ermitteln sei und sich die ZustÃ¤ndigkeit des Ã¶rtlichen
TrÃ¤gers der Sozialhilfe nach Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 SGB XII bestimme, seien dem
Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger der Sozialhilfe vom Ã¼berÃ¶rtlichen TrÃ¤ger der
Sozialhilfe die Kosten zu erstatten, zu dessen Bereich der Ã¶rtliche TrÃ¤ger
gehÃ¶re. Nach Â§ 98 Abs. 1 SGB XII sei der TrÃ¤ger der Sozialhilfe Ã¶rtlich
zustÃ¤ndig, in dessen Bereich sich der HilfeempfÃ¤nger tatsÃ¤chlich aufhalte. FÃ¼r
Hilfe in einer stationÃ¤ren Einrichtung â�� hier die Therapieeinrichtung R______ â��
gelte Â§ 98 Abs. 2 SGB XII. Nach Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB XII sei der TrÃ¤ger der
Sozialhilfe fÃ¼r die Hilfe in einer stationÃ¤ren Einrichtung Ã¶rtlich zustÃ¤ndig, in
dessen Bereich der HilfeempfÃ¤nger seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt
der Aufnahme habe oder in den zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt gehabt
habe. Nach Â§ 98 Abs. 2 Satz 2 SGB XII gelte, dass bei einer Einrichtungskette der
TrÃ¤ger der Sozialhilfe zustÃ¤ndig sei, der fÃ¼r die Aufnahmen der ersten
Einrichtung zustÃ¤ndig sei. Die seit 1. Januar 2005 geltenden Regelungen
entsprÃ¤chen den inhaltsgleichen und zuvor geltenden Regelungen des
Bundessozialhilfegesetzes. Â§ 97 Abs. 2 Satz 3 BSHG bzw. Â§ 98 Abs. 2 S. 3 SGB XII
regele den hier einschlÃ¤gigen Fall. Stehe nicht spÃ¤testens innerhalb von vier
Wochen fest, ob und wo der gewÃ¶hnliche Aufenthalt nach Satz 1 oder Satz 2
begrÃ¼ndet worden sei, oder liege ein Eilfall vor, habe der nach Abs. 1 zustÃ¤ndige
TrÃ¤ger der Sozialhilfe Ã¼ber die Hilfe unverzÃ¼glich zu entscheiden und
vorlÃ¤ufig einzutreten. Bei einem gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Ausland vor
Aufnahme in die stationÃ¤re Einrichtung, stehe im Rechtssinne nicht fest, wo der
gewÃ¶hnliche Aufenthalt begrÃ¼ndet worden sei. Die HilfeempfÃ¤ngerin habe nach
Aufgabe des gewÃ¶hnlichen Aufenthalts im Gebiet der Beklagten einen neuen
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in Mexiko begrÃ¼ndet. Nach Â§ 30 Abs. 3 Satz 2
Sozialgesetzbuch Erstes Buch 

(SGB I) habe den gewÃ¶hnlichen Aufenthalt jemand an dem Ort, an dem er sich
unter UmstÃ¤nden aufhalte, die erkennen lieÃ�en, dass er an diesem Ort oder in
diesem Gebiet nicht nur vorÃ¼bergehend verweile. Dass die HilfeempfÃ¤ngerin
ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in H______ aufgegeben habe, sei offenkundig. Sie
habe neben ihrer Wohnung auch ihr komplettes Mobiliar und Inventar verÃ¤uÃ�ert.
Gleiches treffe auf den von ihr damals besessenen Pkw zu. DarÃ¼ber hinaus sei es
unstrittig und von den Eltern der HilfeempfÃ¤ngerin im Verwaltungsverfahren auch
bestÃ¤tigt worden, dass R. dauerhaft in Mexiko habe leben wollen. Damit habe sie
dort einen neuen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt begrÃ¼ndet. Als zustÃ¤ndiger
LeistungstrÃ¤ger kÃ¶nne der gewÃ¶hnliche Aufenthalt in Mexiko fÃ¼r die
Bestimmung des zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 97 Abs. 2 Satz 1
BSHG nicht zum Tragen kommen, da das BSHG fÃ¼r einen gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt im Ausland keine Regelung treffe. Insofern stelle sich die Frage, ob im
Rechtssinne kein gewÃ¶hnlicher Aufenthaltsort anzunehmen sei und ob dann
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gemÃ¤Ã� Â§ 97 Abs. 2 Satz 3 BSHG der TrÃ¤ger des tatsÃ¤chlichen Aufenthalts
zustÃ¤ndig mit der Folge werde, dass ein Ersatzanspruch gegenÃ¼ber dem
Ã¼berÃ¶rtlichen TrÃ¤ger der Sozialhilfe begrÃ¼ndet werde. Der gewÃ¶hnliche
Aufenthalt des Â§ 30 Abs. 3 Satz 2 SGB I stelle auf ein tatsÃ¤chliches Verhalten ab.
Dieses tatsÃ¤chliche Verhalten sei der physische Aufenthalt sowie die subjektive
Vorstellung der betroffenen Person, in dem Gebiet dauerhaft zu verweilen. Es sei
ein tatsÃ¤chliches Geschehen, an das die Definition des gewÃ¶hnlichen Aufenthalts
anknÃ¼pfe. Eine territoriale BeschrÃ¤nkung auf das Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland sei damit nicht vereinbar. Dies fÃ¼hre indes dazu, dass eine
sachgerechte LÃ¶sung im Hinblick auf die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit des Â§ 97 BSHG
bzw. Â§ 98 SGB XII im Interesse des Leistungsberechtigten einerseits und zum
Schutz der Anstaltsorte Anwendung finde. Bei einem Zuzug aus dem Ausland
kÃ¶nne Â§ 97 Abs. 2 Satz 1 BSHG bzw. Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB XII dann nicht
greifen, wenn im Ausland ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt begrÃ¼ndet werde. Dann
fehle es an der MÃ¶glichkeit auf den vorherigen Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen
SozialhilfetrÃ¤ger zu rekurrieren, da dieser im Ausland nicht existiere. In solchen
FÃ¤llen liege immer ein Fall des Â§ 97 Abs. 2 Satz 3 BSHG in Verbindung mit Â§ 97
Abs. 1 BSHG bzw. Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 SGB XII vor, der einen Ersatzanspruch
gegenÃ¼ber dem Ã¼berÃ¶rtlichen TrÃ¤ger auslÃ¶se. Rechtlich fÃ¼hre dies dazu,
dass immer dann, wenn der nach Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB XII zu bestimmende
gewÃ¶hnliche Aufenthalt im Ausland liege, im Sinne des Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 SGB XII
anzunehmen sei, dass ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt nicht vorhanden bzw. nicht zu
ermitteln sei. In diesem Fall ergebe sich der Kostenerstattungsanspruch aus Â§ 106
Abs. 1 Satz 2 SGB XII. Vorliegend bestÃ¼nde die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit des
KlÃ¤gers wegen der Regelung des Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 SGB XII, der einen
Erstattungsanspruch gegen den Beigeladenen begrÃ¼ndet habe. Insofern bestehe
kein Erstattungsanspruch gegenÃ¼ber der Beklagten. Auch in der HÃ¶he habe der
KlÃ¤ger den Anspruch nachgewiesen. Die tatsÃ¤chlichen Kosten seien angefallen.
Soweit der Beigeladene in der mÃ¼ndlichen Verhandlung darauf hingewiesen habe,
dass es seit 2015 Fristen nach dem AG-SGB XII SH gebe, bis zu denen
Nachfinanzierungsfragen angemeldet sein mÃ¼ssten, kÃ¶nne dies dem
vorliegenden Anspruch nicht entgegengehalten werden. Die Regelung in Â§ 10 Abs.
1 AG-SGB XII betreffe lediglich das Budget fÃ¼r die Ã¶rtlichen TrÃ¤ger der
Sozialhilfe nach Â§Â§ 8 und 9 AG-SGB XII. Sie kÃ¶nne nicht den Erstattungsanspruch
nach Â§ 106 SGB XII modifizieren, da dieser keiner landesrechtlichen
Konkretisierung oder Pauschalierung zugÃ¤nglich sei. 

Gegen das dem Beigeladenen am 10. April 2018 zugestellte Urteil hat dieser am 3.
Mai 2018 bei dem Schleswig-Holsteinischen Landessozialgericht Berufung erhoben. 

Er trÃ¤gt vor, entgegen der Darstellung des Sozialgerichts sei unklar, wie R. im
Jahre 2003 ihren Aufenthalt in H______ beendet habe und unter welchen
UmstÃ¤nden sie sich in Mexiko aufgehalten habe. Es stehe nicht fest, ob R. vor ihrer
Abreise nach Mexiko ihre Mietwohnung aufgegeben und sÃ¤mtliches
Wohnungsinventar und ihr Auto verkauft habe. Der Beigeladene bestreite dies. Es
gebe keinen Beleg dafÃ¼r, dass die Wohnungsaufgabe mit der Absicht erfolgt sei,
in Mexiko dauerhaft zu leben. R. habe, soweit dies ersichtlich sei, nie einen Willen
geÃ¤uÃ�ert, welchen Zweck sie verfolgt habe, als sie am 28. MÃ¤rz 2003 nach
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Mexiko flog. Nach Darstellung des Sozialgerichts sei R. mit einer zunÃ¤chst auf ein
halbes Jahr befristeten Aufenthaltserlaubnis nach Mexiko geflogen. Es sei schon
unklar, um was fÃ¼r eine Aufenthaltserlaubnis es sich hierbei gehandelt habe.
MÃ¶glicherweise habe schon keine Aussicht bestanden, eine unbefristete
Aufenthaltserlaubnis zu bekommen. Dies wÃ¼rde dafÃ¼r sprechen, dass R. nicht
den Willen gefasst hatte, dauerhaft in Mexiko zu bleiben. Es gebe auch keine
nÃ¤heren Informationen zum Aufenthalt der R. in Mexiko. Es stehe nicht fest, wo
sich R. aufgehalten habe. Die Angabe â��bei Freundenâ�� schlieÃ�e nicht aus, dass
sich R. an verschiedenen Orten aufgehalten habe. Es sei auch unbekannt, womit
sich R. in Mexiko beschÃ¤ftigt habe. Es werde bestritten, dass R. an irgendeinem
Ort in Mexiko den Schwerpunkt ihrer LebensverhÃ¤ltnisse begrÃ¼ndet habe. Ein
gewÃ¶hnlicher Aufenthalt setze voraus, dass ein tatsÃ¤chlicher Schwerpunkt der
LebensverhÃ¤ltnisse festzustellen sei; dabei sei auf eine bestimmte Gemeinde,
jedenfalls auf eine Region abzustellen, wÃ¤hrend ein dauerhafter Aufenthalt im
Gebiet eines anderen Staates dafÃ¼r allein nicht ausreiche. Es stehe nicht fest,
dass R. sich an einem bestimmten Ort aufgehalten habe. Selbst, wenn man einen
letzten gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in Mexiko annehmen wÃ¼rde, wÃ¤re Â§ 98 Abs. 2
Satz 1 SGB XII aber so auszulegen, dass auf den letzten inlÃ¤ndischen
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt abzustellen sei, wenn ein solcher inlÃ¤ndischer
gewÃ¶hnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Aufnahme vorhanden sei. Der Sinn und
Zweck des Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB XII spreche fÃ¼r eine entsprechende
Auslegung. In der Regelung zeige sich das Prinzip, das darauf abgestellt werde, wo
der Leistungsberechtigte herkomme. AuÃ�erdem ziele sie darauf, LeistungstrÃ¤ger,
die ein gutes und breites Angebot zur Versorgung hilfsbedÃ¼rftiger Menschen
vorhalten, vor ungerechtfertigten Kosten zu schÃ¼tzen aber andererseits zu
gewÃ¤hrleisten, dass der Hilfesuchende schnelle und effektive Hilfe in einer
gegenwÃ¤rtigen Notlage erhalte. Es entspreche dem Herkunftsprinzip, dass der
TrÃ¤ger der Sozialhilfe des inlÃ¤ndischen Aufenthalts Ã¶rtlich zustÃ¤ndig sei, wenn
im Rahmen der Zweimonatsfrist gemÃ¤Ã� Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB XII ein
inlÃ¤ndischer gewÃ¶hnlicher Aufenthalt vorgelegen habe. Dies fÃ¼hre im Hinblick
auf den notwendigerweise kurzen letzten gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Ausland zu
einem gerechten und angemessenen Kostenausgleich zwischen den TrÃ¤gern. Ein
sehr kurzer zusÃ¤tzlicher gewÃ¶hnlicher Aufenthalt im Ausland nach einem
inlÃ¤ndischen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt innerhalb der Frist von zwei Monaten vor
der Aufnahme in eine Einrichtung fÃ¼hre danach ebenso wie bei Fehlen eines
gewÃ¶hnlichen Aufenthalts im Inland ohne Auslandsbezug dazu, dass auf den
letzten gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Inland abgestellt werden mÃ¼sse. Es finde
sich weder in dem Urteil noch in den Gerichts- oder Verfahrensakten eine
Berechnung der angeblichen Kosten fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar 2013 bis zum 30.
Dezember 2017. Der Anspruch werde deshalb der HÃ¶he nach bestritten. Ferner sei
der Beigeladene sei in Anwendung des Â§ 75 Abs. 5 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
Ã¼ber den klÃ¤gerischen Antrag hinaus verurteilt worden. Dies widerspreche dem
in Â§ 75 Abs. 5 SGG enthaltenen SubsidiaritÃ¤tsprinzip. Die KlÃ¤gerin habe einen
Zahlungsantrag sowie einen Feststellungsantrag gestellt und das Sozialgericht habe
stattdessen nur zur Zahlung bis Dezember 2017 verurteilt.

Der Beigeladene beantragt,
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das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom 14. Dezember 2017 abzuÃ¤ndern,
soweit er verurteilt worden ist.

Die Beklagte beantragt, 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung Anschlussberufung erhoben und
beantragt,

1. das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom 14. Dezember 2017
abzuÃ¤ndern und die Beklagte zur verurteilen, an sie 156.866,65 EUR
wegen aufgewendeter Heimpflegekosten fÃ¼r die Leistungsberechtigte
I____ R_____ fÃ¼r den Zeitraum bis zum 31. August 2021 zu zahlen,

Â 

2. Â festzustellen, dass die Pflicht des Beklagten zur Ã�bernahme der
tatsÃ¤chlich entstehenden Kosten der vollstationÃ¤ren Unterbringung der
I____ R_____ im Therapiezentrum R______ bei FortfÃ¼hrung der MaÃ�nahme
fortbesteht,

hilfsweise, die Berufung des Beigeladenen mit der MaÃ�gabe zurÃ¼ckzuweisen,
dass der Beigeladene dazu verurteilt wird, an sie 156.866,65 EUR fÃ¼r
aufgewendete Heimpflegekosten der I____ R_____ bis zum 31. August 2021 zu
zahlen, sowie auch insoweit festzustellen, dass die Pflicht des Beigeladenen zur
Ã�bernahme der tatsÃ¤chlich entstehenden Kosten der vollstationÃ¤ren
Unterbringung der Frau I____ R_____ im Therapiezentrum R______ bei FortfÃ¼hrung
der MaÃ�nahme fortbesteht.

Â 

Die Beklagte und der Beigeladene beantragen jeweils,

die Anschlussberufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte verweist auf ihren bisherigen Vortrag und die AusfÃ¼hrungen im
erstinstanzlichen Urteil. Insbesondere sei nicht nachzuvollziehen, dass der
Beigeladene nunmehr Tatsachen anzweifle, Ã¼ber die er seit langem informiert sei
und auch bisher keine Zweifel gehegt oder geÃ¤uÃ�ert habe.

Die KlÃ¤gerin fÃ¼hrt aus, dass die Tatsache, dass die R., bevor sie Ende MÃ¤rz
2003 nach Mexiko aufgebrochen sei, ihre Wohnung in H______ gekÃ¼ndigt habe,
sÃ¤mtliches Inventar verkauft sowie ihr Auto verÃ¤uÃ�ert und Deutschland mit der
Absicht verlassen habe, dauerhaft in Mexiko zu bleiben, sich auf die Aussage, der
Eltern in dem GesprÃ¤ch vom 8. Januar 2004 stÃ¼tze. DafÃ¼r, den
Wahrheitsgehalt der Aussage anzuzweifeln, bestÃ¼nden keinerlei Anhaltspunkte
und auch keinerlei GrÃ¼nde. Der Beigeladene sei zudem seit Januar 2004
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hierÃ¼ber informiert, habe an der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 14. Dezember
2017 teilgenommen und keine Zweifel am Sachverhalt geÃ¤uÃ�ert. Die HÃ¶he der
Kosten von 90.589,07 EUR fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Februar 2013 bis
einschlieÃ�lich 31. Dezember 2017 ergebe sich aus der ForderungshÃ¶he des
Klageantrags zu 1), d. h. den angefallenen Kosten fÃ¼r die Unterbringung vom 1.
Februar 2013 bis zur Klageerhebung (42.257,47 EUR) sowie den Kosten im Zeitraum
vom 1. April 2015 bis 31. Dezember 2017 (48.331,60 EUR). 

Der KlÃ¤ger hat auÃ�erdem eine aktuelle Ã�bersicht Ã¼ber die
Unterbringungskosten der R. ab dem 1. Februar 2013 bis Oktober 2018
Ã¼bersandt. Im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Schleswig-
Holsteinischen Landessozialgericht vom 11. August 2021 hat die Vertreterin des
KlÃ¤gers auf die ihr vorliegende Berechnung verwiesen, wonach sich die Kosten der
Unterbringung fÃ¼r R bis Ende August 2021 auf 156.866,65 EUR aufsummiert
haben werden.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte sowie der von der Beklagten vorgelegten Verwaltungsakte, die dem
Senat vorgelegen haben und Gegenstand der Berufungsverhandlung geworden
sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung der Beigeladenen ist zulÃ¤ssig, insbesondere ist sie fristgerecht
innerhalb der Berufungsfrist des Â§ 151 Abs. 1 und 2 SGG eingelegt worden.

Gegenstand des Verfahrens ist die Erstattung der Aufwendungen des KlÃ¤gers im
Zusammenhang mit den von ihm erbrachten Leistungen der Hilfe zur Pflege fÃ¼r
die R. ab dem 1. Februar 2013 und die Feststellung einer fortbestehenden
Erstattungspflicht. Der KlÃ¤ger macht die AnsprÃ¼che prozessual statthaft mit der
Leistungs- (Â§ 54 Abs. 5 SGG) sowie mit der Feststellungsklage (Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1
SGG) geltend. 

Auch die AntrÃ¤ge der KlÃ¤gerin und Berufungsbeklagten im Berufungsverfahren
sind zulÃ¤ssig. Die auch im sozialgerichtlichen Verfahren grundsÃ¤tzlich nach Â§
202Â  SatzÂ 1SGG i.V.m. Â§ 524 Zivilprozessordnung (ZPO) mÃ¶gliche
Anschlussberufung ist kein Rechtsmittel, sondern nur ein angriffsweise wirkender
Antrag, mit dem sich der Gegner (hier: des KlÃ¤gers) innerhalb des Rechtsmittels
des BerufungsklÃ¤gers (hier: des Beigeladenen) an dessen Rechtsmittel
anschlieÃ�t. Sie bietet die MÃ¶glichkeit, die vom BerufungsklÃ¤ger angefochtene
Entscheidung des Sozialgerichts auch zu seinen, des sich AnschlieÃ�enden, Gunsten
Ã¤ndern zu lassen, ohne dass insoweit eine Beschwer vorliegen mÃ¼sste (st. Rspr.
vgl. grundlegend BSG, Urteil vom 23. Februar 1966 â�� 2 RU 103/65 â�� BSGE 24,
247 = SozR Nr. 9 zu Â§ 521 ZPO; vgl. zuletzt BSG, Urteil vom 2. September 2014
â�� B 1 KR 3/13 R â�� juris 

Rn. 9). Mit ihr kÃ¶nnen aber nicht AnsprÃ¼che zur Ã�berprÃ¼fung des
Berufungsgerichts gestellt werden, die von der Berufung gar nicht erfasst werden;
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anderenfalls liegt kein Fall einer â��AnschlieÃ�ungâ�� an das eingelegte
Rechtsmittel vor. FÃ¼r die ZulÃ¤ssigkeit der Anschlussberufung ist es deshalb
erforderlich, dass sie den gleichen prozessualen Anspruch wie die Hauptberufung
betrifft (st. Rspr.; vgl. BSG, Urteil vom 8. Juli 1969 â�� 9 RV 256/66 â�� juris Rn. 10;
BSG, Urteil vom 10. Februar 2005 â�� B 4 RA 48/04 R -, Rn. 33 f; zitiert nach juris;
BSG Urteil vom 23. Juni 1998 â�� B 4 RA 33/97 R â��juris Rn. 16 ff.). Dies ist hier
jedoch der Fall.

Der MaÃ�stab fÃ¼r die Beurteilung, ob der gleiche prozessuale Anspruch betroffen
ist, ergibt sich in Anwendung von Â§ 99 Abs. 3 SGG. In Fallkonstellationen, in denen
eine Ã�nderung des Klageantrags denselben Klagegrund betrifft, eine der in Â§ 99
Abs. 3 Nr. 1 bis 3 SGG genannten Voraussetzungen vorliegt und deshalb die
AntragsÃ¤nderung im Sinne dieser Vorschrift nicht als KlageÃ¤nderung anzusehen
ist, fÃ¼hrt die Anschlussberufung keinen im genannten Sinne neuen
Streitgegenstand in das Verfahren ein. Eine solche Konstellation ist hier gegeben. 

Die Umstellung der vom KlÃ¤ger erhobenen KlageantrÃ¤ge stellt keine
KlageÃ¤nderung dar. Die Ã�nderung des Klagantrags ist von Â§ 99 Abs. 3 Nr. 2 SGG
erfasst, wonach es nicht als KlageÃ¤nderung im Sinne des Â§ 99 Abs. 1 SGG
anzusehen ist, wenn der Klagantrag in der Hauptsache erweitert wird ohne eine
Ã�nderung des Klagegrundes. Hierunter fÃ¤llt auch der Ã�bergang von der
Feststellungsklage zur Leistungsklage (vgl. BSG, Urteil vom 12. August 2010 â�� B 3
KR 9/09 R â�� SozR 

4-2500 Â§ 125 Nr. 6, juris Rn. 12).

Dem kann nicht entgegengehalten werden, dass die Erweiterung des
Leistungsantrags auf FolgezeitrÃ¤ume zu einer Ã�nderung des Klagegrundes
fÃ¼hrt, weil bei einer zeitlichen Ausdehnung einer Erstattungsforderung hierdurch
zugleich der dem Klageantrag zugrundeliegende Lebenssachverhalt geÃ¤ndert
wÃ¼rde, wie es das Bundesozialgericht in seinem Urteil vom 26. Oktober 2017 (B 8
SO 12/16 R, juris Rn. 15 juris) fÃ¼r den dort zugrundeliegenden Sachverhalt
festgestellt hat. Kennzeichnend fÃ¼r einen neuen Lebenssachverhalt ist dabei, dass
neue Feststellungen zu treffen sind, anhand derer eine neue rechtliche Bewertung
von Anspruchsgrundlagen und erbrachten Leistungen erforderlich wird (vgl. BSG
a.a.O). Zum Klagegrund rechnen alle Tatsachen, die bei einer natÃ¼rlichen, vom
Standpunkt der Parteien ausgehenden Betrachtungsweise zu dem durch den
Vortrag des KlÃ¤gers zur Entscheidung gestellten Tatsachenkomplex gehÃ¶ren (vgl.
Guttenberger in: Schlegel/Voelzke jurisPK-SGG, 1. Aufl. 2017 Â§ 99 SGG Rn. 8). Die
im vorliegenden Erstattungsstreit erfolgte Erweiterung des Leistungsantrags auf
den Folgezeitraum seit der erstinstanzlichen Entscheidung fÃ¼hrt nicht zu einer
Ã�nderung des Klagegrundes, weil hierdurch nicht zugleich der dem Klageantrag
zugrundeliegende Lebenssachverhalt geÃ¤ndert wird. Der zur Entscheidung durch
den KlÃ¤ger gestellte Tatsachenkomplex hat sich in der Berufungsinstanz nicht
geÃ¤ndert. Er hat bereits in der ersten Instanz den Aufenthalt der R. als Patientin in
der Pflegeeinrichtung betroffen, der seit 2013 und bereits zuvor unverÃ¤ndert
weiterbestanden hat. Dass keine Ã�nderung des Lebenssachverhalts eingetreten
ist, erweist sich auch daran, dass weitere Feststellungen des Senats jenseits der
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durch den Zeitablauf weiter entstandenen Kosten nicht erforderlich sind. Aus
diesem Grund hat der KlÃ¤ger bereits erstinstanzlich einen in die Zukunft
gerichteten Feststellungsantrag gestellt. 

Die Feststellungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 SGG als solche ist neben der
Leistungsklage zulÃ¤ssig. Zum Zeitpunkt der Klageerhebung war dem KlÃ¤ger fÃ¼r
die nachfolgende Zeit nur die Erhebung einer Klage mit dem Ziel der Feststellung
kÃ¼nftiger Rechtsfolgen aus einem bestehenden RechtsverhÃ¤ltnis mÃ¶glich. Das
besondere Feststellungsinteresse liegt auch im Berufungsverfahren weiterhin vor.
Er kann â�� davon ausgehend â�� nicht gezwungen werden, die Feststellungsklage
jederzeit und ggf. immer aufs Neue dem Umstand anzupassen, dass nach
Klageerhebung auch eine Leistungsklage fÃ¼r weitere zwischenzeitlich verflossene
ZeitrÃ¤ume mÃ¶glich wÃ¤re (BSG, Urteil vom 23. August 2013 â�� B 8 SO 14/12 R
â�� juris Rn. 12).

Die richtige Bezeichnung des KlÃ¤gers lautet â��Kreis Rendsburg-EckernfÃ¶rde â��
Der Landratâ��. Der Senat folgt der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) dahingehend, dass die Klage gegen die BehÃ¶rde zu
richten ist, sofern das Landesrecht nach MaÃ�gabe des Â§ 70 Nr. 3 SGG die
BeteiligtenfÃ¤higkeit von BehÃ¶rden anerkennt (vgl. nur BSG, Urteil vom 29.
September 2009 â�� B 8 SO 19/08 R â�� SozR 4-3500 Â§ 54 Nr 6, juris Rn. 14; zur
Geltung in Erstattungsstreitverfahren vgl. BSG, Urteil vom 28. Oktober 2008 â�� B 8
SO 23/07 R â�� BSGE 102,10 = SozR 4-2500 Â§ 264 Nr 2, juris Rn. 12). Dies ist in
Schleswig-Holstein der Fall (Â§ 62 Landesjustizgesetz [LJG] vom 17. April 2018
[GVOBl. S. 231]). Soweit der Senat allerdings â�� in Anlehnung an die
hÃ¶chstrichterliche Praxis â�� in der Vergangenheit die BehÃ¶rdenbezeichnung
â��Der Landrat des Kreisesâ�¦â�� verwendet hat, hÃ¤lt er daran nicht mehr fest
(vgl. bereits Senatsurteil vom 24. September 2020 â�� L 9 SO 72/17 â�� juris Rn.
29). Denn diese BehÃ¶rdenbezeichnung fÃ¼hrt der Landrat nach Landesrecht
ausschlieÃ�lich in der Funktion, die er im Wege der Organleihe als allgemeine
untere LandesbehÃ¶rde ausÃ¼bt (Â§ 7 Nr. 3 Landesverwaltungsgesetz [LVwG] vom
2. Juni 1992 [GVOBl. 243, 534] i.V.m. Â§Â§ 1 Abs. 2, 3 Abs. 1 und 2 Gesetz Ã¼ber
die Errichtung allgemeiner unterer LandesbehÃ¶rden in Schleswig-Holstein vom 3.
April 1996 [GVOBl. S. 406]). Zu diesen Aufgaben zÃ¤hlt die Sozialhilfe nicht. Die
Sozialhilfe ist vielmehr den Kreisen und kreisfreien StÃ¤dten als â�� pflichtige (vgl.
Â§ 2 Abs. 2 Kreisordnung [KrO] vom 28. Februar 2003 [GVOBl. S. 94]) â��
Selbstverwaltungsaufgabe (Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 Gesetz zur AusfÃ¼hrung des
ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch [AG-SGB XII] vom 31. MÃ¤rz 2015 [GVOBl. S.
90]) bzw. â�� soweit Leistungen nach dem Vierten Kapitel in Rede stehen â�� als
Pflichtaufgabe zur ErfÃ¼llung nach Weisung (vgl. Â§ 3 Abs. 1 KrO) zugewiesen (Â§ 1
Abs. 1 Satz 3 AG-SGB XII), die vom Landrat als BehÃ¶rde des Kreises (Â§ 11 LVwG)
wahrgenommen wird (Â§ 51 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1, Abs. 5 Satz 1 KrO). In dieser
Funktion fÃ¼hrt die BehÃ¶rde die Bezeichnung â��Kreis Rendsburg-EckernfÃ¶rde
â�� Der Landratâ��. Auch das Ministerium fÃ¼r Soziales, Gesundheit, Jugend,
Familie und Senioren des Landes Schleswig-Holstein ist als LandesbehÃ¶rde
gemÃ¤Ã� Â§ 70 Nr. 3 SGG i.V.m. Â§ 62 LJG beteiligtenfÃ¤hig, so dass das Rubrum
bezÃ¼glich des Beigeladenen entsprechend zu berichtigen gewesen ist.

                            12 / 16

https://dejure.org/gesetze/SGG/55.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2014/12%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/70.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2019/08%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2023/07%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2023/07%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20102,10
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-2500%20Â§%20264%20Nr%202
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%209%20SO%2072/17
https://dejure.org/gesetze/SGG/70.html


 

DemgegenÃ¼ber richtet sich die BeteiligtenfÃ¤higkeit der Beklagten nach Â§ 70 Nr.
1 SGG, weil organisationsrechtliche Bestimmungen des Landes Schleswig-Holstein
die Organe und BehÃ¶rden eines anderen Landes nicht zu binden vermÃ¶gen. Es
verbleibt insoweit trotz der landesrechtlichen Bestimmung des Â§ 62 LJG beim
RechtstrÃ¤gerprinzip.

Die Berufung ist begrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts hÃ¤lt der
Ã�berprÃ¼fung durch den Senat nicht stand. Der Anspruch des KlÃ¤gers auf
Erstattung der aufgewendeten Kosten besteht gemÃ¤Ã� Â§ 106 Abs. 1 Satz 1 SGB
XII gegenÃ¼ber der Beklagten und nicht gemÃ¤Ã� Â§ 106 Abs. 1 Satz 2 SGB XII
gegenÃ¼ber dem Beigeladenen.

GemÃ¤Ã� Â§ 106 Abs. 1 Satz 1 SGB XII hat der nach Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB XII
zustÃ¤ndige TrÃ¤ger der Sozialhilfe dem nach Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 SGB XII
vorlÃ¤ufig leistenden TrÃ¤ger die aufgewendeten Kosten zu erstatten. Die
Vorschrift ist wegen des Grundsatzes des intertemporalen Verwaltungsrechts, auf
die bei Fehlen besonderer Ã�bergangs oder Ã�berleitungsvorschriften
zurÃ¼ckzugreifen ist, in der Fassung anzuwenden, die ab dem mit der Klage
geltend gemachten Erstattungsanspruch fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Januar 2013
gegolten. Da im Rahmen der KostenerstattungsansprÃ¼che der Anfall zu
erstattender Sozialhilfekosten maÃ�geblich ist, ist das im Zeitpunkt des
Kostenaufwandes geltende Recht anzuwenden (BSG vom 24. MÃ¤rz 2009 â�� B 8
SO 34/07 R â�� SozR 4-5910 Â§ 111 Nr 1, juris Rn. 9; Hessisches LSG vom 26.
August 2011 â�� L 7 SO 14/10 â�� juris Rn. 34). Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 und 2 SGB XII
findet auch auf ein Leistungsgeschehen Anwendung, das â�� wie hier â�� vor dem
1. Januar 2005 (und damit vor dem Inkrafttreten des SGB XII) begonnen hat. Denn
anders als im Fall des ambulant-betreuten Wohnens, fÃ¼r das Â§ 98 Abs. 5 Satz 2
SGB XII eine Ausnahmeregelung zu der durch Â§ 98 Abs. 5 Satz 1 SGB XII
bestimmten ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r sogenannte AltfÃ¤lle schafft, gibt es eine
vergleichbare Regelung fÃ¼r Leistungen in stationÃ¤ren Einrichtungen nicht (vgl.
BSG, Urteil vom 1. MÃ¤rz 2018 â�� B 8 SO 22/16 R â��, SozR 4-3250 Â§ 14 Nr. 28,
juris Rn. 19). 

Hiernach ist die Beklagte dem KlÃ¤ger erstattungspflichtig, denn ist sie die
zustÃ¤ndige Ã¶rtliche TrÃ¤gerin der Sozialhilfe gemÃ¤Ã� Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB
XII und der KlÃ¤ger hat Sozialhilfe nach Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 SGB XII vorlÃ¤ufig
geleistet.

Nach 98 Abs. 2 Satz 1 SGBX II ist fÃ¼r die stationÃ¤re Leistung der TrÃ¤ger der
Sozialhilfe Ã¶rtlich zustÃ¤ndig, in dessen Bereich die Leistungsberechtigten ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt der Aufnahme in die Einrichtung haben oder
in den zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt gehabt hatten. R. hatte ihren letzten
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in den zwei Monaten vor der Aufnahme in die Einrichtung
in H______.

Dies ergibt sich aus 98 Abs. 2 Satz 2 SGBX II, wonach fÃ¼r den Fall, dass bei
Einsetzen der Sozialhilfe die Leistungsberechtigten aus einer Einrichtung im Sinne
des Satzes 1 in eine andere Einrichtung oder von dort in weitere Einrichtungen
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Ã¼bergetreten sind oder nach dem Einsetzen der Leistung ein solcher Fall
eingetreten ist, der gewÃ¶hnliche Aufenthalt, der fÃ¼r die erste Einrichtung
maÃ�gebend war, entscheidend ist. Dabei ist Â§ 98 Abs. 2 Satz 2 SGB XII so zu
verstehen, dass es bei einem Wechsel der Einrichtung â�� vom Gesetz als
â��Ã�bertrittâ�� bezeichnet â�� bei der ZustÃ¤ndigkeit des fÃ¼r die erste
Einrichtung zustÃ¤ndigen TrÃ¤gers verbleibt, in der sich der LeistungsempfÃ¤nger
befunden hat. Es ist der gewÃ¶hnliche Aufenthalt bei Eintritt in die erste Einrichtung
maÃ�gebend, der sich nach Absatz 2 Satz 1 gerichtet hat. Bei R. ist daher den
Zeitpunkt der Aufnahme in die UniversitÃ¤tsklinik K___ am 19. Mai 2003
abzustellen, als erste Einrichtung im Sinne des Â§ 98 Abs. 2 Satz 2 SGB XII, von der
aus ein mÃ¶glicher â��gewÃ¶hnliche Aufenthaltâ�� gemÃ¤Ã� Â§ 98 Abs. 2 Satz 1
SGB XII zu bestimmen ist, denn sowohl die UniversitÃ¤tsklinik Schleswig-Holstein
K___ als auch das neurologische Zentrum der S_________ Kliniken GmbH sind
Einrichtungen i. S. des Â§ 98 Abs. 2 Satz 2 SGB XII.

Eine Einrichtung gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 2 SGB XII ist ein der Pflege, der Behandlung,
der Erziehung oder sonstiger nach dem SGB XII zu deckender Bedarfe dienender, in
einer besonderen Organisationsform unter verantwortlicher Leitung
zusammengefasster Bestand an persÃ¶nlichen und sÃ¤chlichen Mitteln, der auf
eine gewisse Dauer angelegt und fÃ¼r einen grÃ¶Ã�eren wechselnden
Personenkreis bestimmt ist (BSG, Urteil vom 1. MÃ¤rz 2018 â�� B 8 SO 22/16 R juris
â�� Rn. 23. AuÃ�erdem mÃ¼ssen Einrichtungen i.S. des SGB XII einen Bezug zum
SGB XII oder SGB VIII aufweisen (BSG, Urteil vom 23. August 2013 â�� B 8 SO 14/12
R, SozR 4-5910 Â§ 97 Nr. 1, juris Rn. 14). Ausreichend ist, dass mÃ¶gliche
Leistungen nach dem FÃ¼nften bis Neunten Kapitel des SGB XII â�� bzw.
Jugendhilfeleistungen als Einrichtungsleistungen von den LeistungstrÃ¤gern des
Sozialhilferechts bzw. des Jugendhilferechts â�� hÃ¤tten erbracht werden
mÃ¼ssen, wenn die FÃ¶rderung nicht durch einen anderen erfolgt wÃ¤re. Diese
Voraussetzungen sind auch fÃ¼r den stationÃ¤ren Aufenthalt der R. in der
UniversitÃ¤tsklinik und im neurologischen Zentrum B________ gegeben.
Insbesondere hÃ¤tten Leistungen nach dem SGB XII erbracht werden mÃ¼ssen,
wenn die FÃ¶rderung nicht durch einen anderen erfolgt wÃ¤re. Denn es wÃ¤ren
wÃ¤hrend des gesamten Aufenthalts der R. in der UniversitÃ¤tsklinik K___ und im
neurologischen Zentrum B________ Leistungen nach dem FÃ¼nften Kapitel des SGB
XII, nÃ¤mlich Hilfen zur Gesundheit, insbesondere Krankenhilfeleistungen sowie
nach dem Siebten Kapitel, Hilfen zur Pflege, seitens des SozialhilfetrÃ¤gers zu
erbringen gewesen, sofern diese nicht vorrangig die Krankenkasse der R
Ã¼bernommen hÃ¤tte.

Der KlÃ¤ger hat zudem aufgrund der Bestimmung des Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 SGB XII,
vorlÃ¤ufig Leistungen fÃ¼r die R. erbracht. Hiernach hat der nach Absatz 1
zustÃ¤ndiger TrÃ¤ger der Sozialhilfe (des Aufenthaltsortes) fÃ¼r den Fall, dass
innerhalb von vier Wochen nicht feststeht, ob und wo der gewÃ¶hnliche Aufenthalt
nach Satz 1 oder 2 begrÃ¼ndet worden oder ein Aufenthaltsort nicht vorhanden
oder nicht zu ermitteln ist oder ein Eilfall vorliegt, Ã¼ber die Leistungen
unverzÃ¼glich zu entscheiden und sie vorlÃ¤ufig zu erbringen.

DemgegenÃ¼ber greift nicht Â§ 106 Abs. 1 Satz 2 SGB XII. Hiernach sind, wenn in
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den FÃ¤llen des Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 und 4 SGB XII ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt
nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln ist und fÃ¼r die Leistungserbringung ein
Ã¶rtlicher TrÃ¤ger der Sozialhilfe sachlich zustÃ¤ndig war, diesem die
aufgewendeten Kosten von dem Ã¼berÃ¶rtlichen TrÃ¤ger der Sozialhilfe zu
erstatten, zu dessen Bereich der Ã¶rtliche TrÃ¤ger gehÃ¶rt. Der
Erstattungsanspruch nach Â§ 106 Abs. 1 Satz 2 SGB XII setzt voraus, dass ein nach 
Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB XII maÃ�geblicher letzter gewÃ¶hnlicher Aufenthalt nicht
vorhanden oder nicht zu ermitteln ist. Dieser war aber wie dargestellt zumindest bis
zwei Monate vor der Aufnahme der R. in Einrichtungen i.S. von Â§ 98 Abs. 2 Satz 1
SGB XII gegeben. Auf einen ggf. vorrangigen (weil dem in H______ nachfolgenden)
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Ausland mit der Folge, dass dieser einem nicht
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt gleichgesetzt wird, ist dagegen nicht abzustellen. Dabei
schlieÃ�t sich der Senat grundsÃ¤tzlich der Auffassung an, wonach die
BegrÃ¼ndung eines gewÃ¶hnlichen Aufenthaltes im Ausland einem nicht
vorhandenen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt (im Inland) gleichzustellen ist. HierfÃ¼r
spricht, dass Â§ 98 SGG eine ZustÃ¤ndigkeitsverteilung an SozialhilfetrÃ¤ger nur im
Inland trifft und vor allem, dass andernfalls auch eine vorlÃ¤ufige EilzustÃ¤ndigkeit
des Ã¶rtlichen TrÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 SGB XII bei einem
feststehenden letzten gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Ausland jenseits eines Eilfalls
(Â§ 98 Abs. 2 Satz 3 Alt. 3 SGB XII) nicht eingreifen wÃ¼rde. Ein gewÃ¶hnlicher
Aufenthalt im Ausland Ã¤ndert also nichts an der Anwendbarkeit von Â§ 98 Absatz 2
Satz 3 Alt. 2 SGB XII â�� (so im Erg. auch Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 9. Juni 2016 â�� L 7 SO 3237/12 â�� juris Rn. 34 ff. und
die Entscheidung der VorÂinstanz) FÃ¼r diesen Fall bleibt es bei der Verpflichtung
zur Erstattung durch den Ã¼berÃ¶rtlichen TrÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§ 106 Abs. 1 Satz 2
SGB XII. Dies wÃ¤re hier der Beigeladene.

Dies kann nach wÃ¶rtlicher und systematischer Auslegung des Â§ 98 Abs. 2 SGB XII
aber nur dann gelten, wenn ein (anderer) gewÃ¶hnlicher Aufenthalt nicht
feststellbar ist, weil z.B. die Zweimonatsfrist nach Aufnahme in eine Einrichtung
gemÃ¤Ã� 

Â§ 98 Abs. 2 Satz 2 SGB XII abgelaufen ist. 

Die GrundsÃ¤tze der ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die Sozialhilfe in 98 SGB XII, sind in
einem differenzierten Regel-AusnahmeverhÃ¤ltnis geregelt, das nicht nur fÃ¼r die
Leistungserbringung im engeren Sinne gilt, sondern auch die nachtrÃ¤gliche
Heranziehung zu Kosten festlegen soll (vgl. BSG Urteil vom 23. August 2013 â�� B 8
SO 17/12 R â��, juris Rn. 19). Abweichend vom allgemeinen Grundsatz des Â§ 98
Abs. 1 Satz 1 SGB XII enthÃ¤lt Absatz 2 besondere ZustÃ¤ndigkeitsregelungen fÃ¼r
stationÃ¤re Leistungen. Auch Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB XII SGB XII beinhaltet ein
Regel-AusnahmeverhÃ¤ltnis. Hiernach ist auf den gewÃ¶hnlichen Aufenthalt zum
Zeitpunkt der Aufnahme oder â�� fÃ¼r den Fall, dass ein solcher nicht besteht â��
auf den letzten innerhalb der letzten zwei Monate bestehenden gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt abzustellen (vgl. Schlette in: Hauck/Noftz, SGB XII, K Â§ 98 SGB XII Rn.
48, zitiert nach juris). Satz 3 des Abs. 2 ist wiederum eine Sonderregelung zu Abs. 2
Satz 1, der eine vorlÃ¤ufige Leistungserbringung regelt, ohne aber Regelungen zur
Ã¶rtlichen ZustÃ¤ndigkeit aufzuheben. Diese schlÃ¤gt sich vielmehr in der
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Kostenerstattung nieder, nach der der gemÃ¤Ã� Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB XII
sachlich zustÃ¤ndige TrÃ¤ger der Sozialhilfe kostenerstattungspflichtig wird, es sei
denn, es liegt auch im Nachhinein ein Sachverhalt vor, bei dem ein gewÃ¶hnlicher
Aufenthalt nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln ist.

Demnach hat die grundsÃ¤tzlichere Regelung des Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGG
gegenÃ¼ber der Ausnahme fÃ¼r nicht vorhandene Aufenthaltsorte in Â§ 98 Abs. 2
Satz 3 SGB XII i. V. m. Â§ 106 Abs. 1 Satz 2 SGB XII Anwendungsvorrang. Die
Auslegung unter konsequenter Anwendung des der Vorschrift innewohnenden Regel-
Ausnahme-VerhÃ¤ltnisses fÃ¼hrt dazu, dass das Herkunftsprinzip und das Ziel
einer Entlastung der Ã¶rtlichen TrÃ¤ger, in deren Bereich sich Einrichtungen
befinden, am besten zur Geltung kommen. 

Der Anspruch ist auch der HÃ¶he nach gerechtfertigt. Der Erstattungsbetrag fÃ¼r
den Zeitraum 1. Februar 2013 bis zum 31. August 2021 ist zur Ã�berzeugung des
Senats mit 155.866,65 EUR zu beziffern. Die Ã�bersichten des KlÃ¤gers, die dieser
zur Akte gereicht hat (Blatt 112, 152-162 der Gerichtsakte), belegen den Anspruch
der HÃ¶he nach schlÃ¼ssig.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 197a Abs. 3, 1 SGG i.V.m. Â§154 Abs.1
VwGO und dem Unterliegen der Beklagten, die auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten
des Beigeladenen tragen muss.

Die nach Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 63 Abs. 2 Gerichtskostengesetz (GKG)
erforderliche Streitwertfestsetzung beruht auf Â§ 47 Abs. 1 Satz 1 sowie auf Â§ 52
Abs. 1 und 3 GKG. 

Der Senat lÃ¤sst die Revision wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung zu, Â§ 160 Abs.1, 
2 SGG. 

Erstellt am: 10.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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